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Amtlicher Teil
Konsularische Vertretung Boliviens

** Der zum Bolivianischen Generalkonsul für das Deut -
fche Reich nrit dem Amtssitz in Hamburg ernannte Emeterio
Eano de la Bega ist zur Ausübung konsularischer Amts -
Handlungen in Baden zugelaffen worden .

Der Finanzausgleich
Die Abstimmung über den Finanzausgleich findet am

Freitag im Plenum des Reichstages statt . Die Regierungs -
Parteien werden dazu, der „Germania " zufolge , lediglich eine
formulierte gemeinsame Erklärung aböeben . An der De¬
batte werden sich die Vertreter der Regierungsparteien außer
im Falle nicht vorhergesehener besonderer Eventualitäten nicht
beteiligen . Vor der Verabschiedung des Etats der Reichs-
regierung hofft man laut „Germania "

, die Bewilligung eines
Postens von 5 Millionen RM . für die Kinderspeisung durch-
etzen zu leimen . Die vorbereitenden Verhandlungen zwi-. " ‘ ' " ' ' ~ " ' Zen -

fi „
fcche» bet - verschiedenen Parteien liegen in der Hand des
trumSabgeordneten Guörard .

Der Ablauf des Republikschutzgesetzes
Zu einer Meldung der „Boss . Ztg .

", daß das am 31 . Juli
d. I . ablaufende Gesetz zum Schutze der Republik verlängert
werdet! soll , erfahren die Blätter , daß irgendwelche Beschlüsse
der Reichsrcgierung in dieser Angelegenheit , bie

_ sich noch
int Stadium der Vorbereitung befindet , nicht gefaßt worden
sind . Nach dem Verlaufe dieser Vorbesprechungen kann mau
iedoch annebmen , daß die Bestimmungen über die
Rücktritt: des Kaisers , über die geheimen Organisatione » und
über den Schutz der Minister gegen Attentate -vielleicht in
Form einer Novelle zum Strafgesetzbuch aufrechterhalten
werden . Bisher ist die Frage im Reichstage noch nicht Ge¬
genstand von interfraktionellen Besprechungen gewesen, die
aber , dem „Berliner Lokalanzeiger " zufolge , demnächst auf .
genommen werden dürften .

Wirtschaftliche Zusammenarbeit Englands
mit Deutschland

Die Londoner „Financial Times " sagt in einem Leitartikel :
Die Bemühungen , die jetzt im Gange sind, ein Einvernehmen
zwischen britischen und deutschen Industriellen zustande zu
bringen , sind von Herzen zu begrüßen . Nächste Woche wer¬
den der Präsident des deutschen nationalen Ausschusses der
internationalen Handelskammer und der Vorsitzende der
deutschen wirtschaftlichen Untersuchungskommission für indu -

itrielle , kommerzielle und landwirtschaftliche Fragen in Lon-
i»n vor 2—300 Vertretern der britischen Industrie und des

britischen Handels Reden halten . Deutschland ist noch im¬
mer das wichtigste der Länder des Kontinents . Wir brau¬
chen viele Waren aus Deutschland , genau so, wie Deutschland
viele englische Waren braucht . Je mehr Handel wir treiben
können, um so bester für alle Beteiligten .
Zur bevorstehender» Änderung der Invaliden¬

versicherung
Die Vereinigung der Arbeitgeberverbände veröffentlicht

eine Erklärung gegen die Beschlüße der Regierungsparteien
und des Sozialpolitischen Ausschusses des Reichstages zur
Invalidenversicherung , durch die der von den Arbeitgebernund Arbeitnehmern zu leistende Beitragsanteil zur Inva¬
lidenversicherung, abgesehen von der durch Stenern aufzu¬
bringenden Erhöhung der Reichszuschüffe um 70—100 Mil¬
lionen RM , um 28 Prozent gegenüber dem augenblicklichen
Zustande erhöht werden würde . In der Erklärung wird dar¬
auf hingewiesen, daß die Aufrechterhaltung der deutschen
Sczialversicherung von der Erhaltung der Leistungsfähigkeitibrer Träger und damit von der Produktivität der deutschen
Wirtschaft abhängt , die in erster Reihe die Mittel für die
Durchführung einer gesunden Sozialversicherung aufzubrin¬
gen hat . Die in Aussicht genommene Erhöhung der Aus¬
gaben der Invalidenversicherung um 283 Millionen RM . kann
nach Auffaffung der Arbeitgeberverbände nicht verantwortet
werden und muß in ihren Folgerungen zum Nachteil der
Versicherten zu einer erneuten Mehrbelastung der Produk¬tionskosten führen , denen irgendwelche andere wirtschaftliche
Ausgleichmöglichkeiten nicht gegenüberstehen .

Die Lage in China
Besonders ernst scheint die Lage in Hanka«. Dort habenauch nach französischen Meldungen die Extremisten die Machtin der Hand und eine Regierung nach bolschewistischem Mu¬

ster eingerichtet. Auch in der Ausländerkonzefsion Kanton »wurden Verteidigungsmaßnahmen getroffen . Für die Zwi -
schenfälle in Nanking macht man in Moskau England undAmerika verantwortlich , die, um den Vormarsch der Süd »
truppen zu verhindern , die Stadt von Kriegsschiffen au »bombardiert hätten . Auch in Nordchina wird eS unruhig .Die „Times " verzeichnet Gerüche über bevorstehende Un¬
ruhen in Peking.

*
Im englischen Unterhaus erklärte Chamberlain in Beant¬

wortung einer Anfrage über China : Es sind keine Verhand¬lungen mit der chinesischen nationalistischen Regierung überdie Zukunft der internationalen Niederlassungen eröffnetworden . Der gegenwärtige Augenblick ist nicht geeignet fürsolche Verhandlungen . Das Ziel der britischen Politik bleibtunverändert , ihre Ausführung aber müsse von den Umstän¬den abhängcn.

Die Notwendigkeit der
Siedlung

In einer ums aus Norddeutschland Angehenden Darstellung
'

Wivd ausgeführt :
Das Siodlnngswerk in Ostdeutschland macht allzulangsame

Fortschritte . In den preußischem Ostpvovinzem «dauert dev
Zustrom lamdwirtschaftlicherArbeitskräfte nach dem Jndustvie -
und Großstädten noch immer an , und alle Versuche, ihn ei« »
zudämmen, sind vollkommen gescheitert. Es ist sicher, daß
auch heute iwch alljährlich Zehntaufonde von Menschen vom
Lande in die Stadt und ins Ausland abwandern . Ihre Ar¬
beitskraft muß in der ostdeutschen Landwirtschaft vielfach
durch Hevanziehuug polnischer Wanderarbeiter «ersetzt wer¬
den. Das hat aber zur Folge, daß das Polvntnm im Osten
noch weiter vordringt , und daß schließlich noch mehr deut¬
scher Boden für die «deutsche Kultur und später vielleicht
sogar für den deutschen Staat Vevlovon «geht.

Da alle anderen Mittel zur «Bekämpfung der Landflucht
versagt haben, so bleibt nur eine großzügige StedlungS »
polttik übrig , «deren Ziel eS fein muß , alljährlich Zehn-
taufende von Btenschen durch llbevvignnng eigenen Land¬
besitzes an die Scholle zu fesseln . Das Reich hat deshalb nichtnur schon im Jahve 1019 das ReichSsiedlungsgefetzgeschaffen,
dessen Aufgabe es sein sollte, übevall im deutschen' Osten
bäuerliche Sie 'dtuugsstellvn zu schaffen, sondern es hat auchin jüngster Zeit wieder einen Betrag von 280 Millionen
Mark zur Verfügung gestellt , durch «den die Neuerrichtungvon etwa 6 000 neuen Siedlungen «innerhalb eines Zeitraumesvon fünf Jahren ermöglicht werden soll. Das ist freilich«,gemessen an «den Zielen , die sich das Reichsstedlungsgesetz
«gesteckt hat , und an den Crfoodevnisten «einer erfolgreichen
Bekämpfung der Landflucht eine außerordentlich geringe
Leistung. Man hat bei Schaffung «des Gesetzes ursprünglich
«geglaubt , daß «es möglich sein wende , in «wenigen Jahvc -n
zwei- bis dreihunderttausend neue bäuerliche Siedlungen
zu schaffen«. Hinter 'diefvm Ideal ist die Wirklichkeit leider
sehr wesentlich zurückgeblieden . Das Wenige, was auf demGebiete des SieddrntzSwes-»»^ -n dv l-ttzton^Jach«« » praktischgeleistet worden ist, stammt aus der «SüdlungstätigketrPreußens . Im Jahre 1026 ist z . B . durch die Tätigkeit der
preußischen Siedluugsbehörden eii«e Fläche von 20 656 Hektarneu besiedelt woodein. Es wurdet! auf «dieser Fläche 1611
Bauern amgesiedelt , so daß auf j«Äe Stelle ein Landsitz von
«durchschnittlich 12,88 Hektar entfällt . In früheren Jahrenhat man sogar noch kleinere S « Äl«nngsstellen geschaffen,damit «aber nur «evveicht, «daß die Stellen nicht ausvoichton,nm den Siedler mit seiner Familie zu «ernähren .Als neuerdings neben «der «Siedlunystätigksit des Landes
Preußen auch das Reich «selbst das Si -dlungswerk «in An-
griff nahm , entstand, wie «es in Deutschland kaum «ruder -
möglich zu sein «scheint, zunächst — «ein Konflikt. Er hat biS-
her noch nicht beigslegt werden «können . Was am der pveu-
ßischon Siedlungstätigkeit vor allem bemängelt werden mutz,ist die zu geringe Größe «der einzelnen SiedlungSstellen , aufdie oben schon hingewivsen wurde . «Wenn neue Siedler¬
stellen geschaffen «werden, so müssen sie mit soviel Land aus -
gestattet werden, daß der Siedler nicht nur sein eingebvachteSKapital verzinsen und «seinen« Verpflichtungen Nachkommen ,sondern auch sich und seine Familie «in angemessener Weise»das heißt «nach bäuerlichen Verhäl«tn«issen, ernähren kann.Hierzu dürfte es notwendig «sein , daß im Rutschen Osten» von
Ausnahmen abgesehen, krims Siedlrrstelle geschaffen wird,«die weniger als 25 Hektar groß ist, «denn nur dann «gewährtsie dom SisÄec «eine angemeff«one EArstonzgrundiage. Wiewir aber oben gesehen «hcÄen, «waren die im Jahre 1926 in
Preußen geschaffenen«Siedlungen , nur halb so groß, und da¬
hat zur Folge gehabt, daß das «ganze preußische Siedlungs -work rächt in «der «wünschenswerten «Weise funktioniert hat .Es «ist «durchaus nicht nötig, «daß die oberste Grenze fürden Laridumsimg «einer Siedlungsstelle so «niedrig liege» muß ,daß der Siedler «mit feiner Famil «ie allein das Lcn«d bebauenkann. Es wird chm vielmehr nötigenfalls «nicht schwer fallen ,als Hilfskraft einen Knecht zu beschäftigen und zu «entlohnen .Allerdings wachsen dadurch die Kosten für die Errichtung der
einzelnen Siedlungsstelle , die bisher für eine Stelle von12n Hektar auf ungefähr 30000 Mark geschätzt wurden «,aber wenn man auf «diese Weife auch «mit «dem zur Verfügungstehenden Gelde nicht so viele Stellen errichten kann , alswenn man« zu kleine Stellen «errichtet, so wird «man doch mit
diesem Kapital um so größere Fläche« LaudeS besiedelnkönnen. Die Hauptsache ist, dah die Siedler von ihrer «Stelle
ausreichend leben «können , daß sie zufrieden find, und «daß siees nicht «nötig haben, fortwährend «die Behörden um weitere
Hilfe anzugehenc

Man totob abwavton müssen , ob das Reich bei feiner Sied -
lnngspovtik eine glückliche « Hand haben wird als PvvußeenBisher liegen «die vom Reichstag für Siedlungszwecke zurVerfügung gestellten Mittel noch brach Roch ist kein einzigerBauer augesiedelt worden, obwohl das Reich bereits Laub
für etwa 23 Millionen Mark zu Besiedelungszwecken
angekauft hat . Wenn da» Reich «nicht in den gleiche « Fehlerwie Preußen verfallen will, so darf e» auf «dieser Flache nicht
mehr »IS 1000 StedlungSstelleu alllegen. Geschieht das , sowird das Reich in den «nächsten fünf Jahren «mit den ihm zur
Verfügung stehenden Mitteln allerdings höchstens sechstausendBauern ansiedeln können . Aber es wird eine Fläche von
-insgesamt 150 000 Hektar bäuerlich besiedeln, und daS ist
immerhin schon eine ansehnliche Leistung. Trotzdem hatder ReichsaobeitSmimstor zweifellos vollkommen recht, wenner darauf hinw-ies. daß «die vom Reich bisher für Siedlungs -
iwecke bewilligten Geldmittel im Verhältnis zu der GroßeAufgabe, die zu bewäldtgon ist. viel , « klein find .OCX

Deutscher Reichstag
WTB . Berlin , 30 . März .Der Notetat wird ohne Aussprache verabschiedet .

Hierauf wird
die zweite Lesung des WehrrtatSfortgesetzt.

Abg. Lucke (Wirtschaftsparteij bemängelt, daß sich drei ver¬schiedene Mtmsterten mit der Unterbringung der entlassenenSoldaten in Zivilberufen befassen . Er kritisiert die ableh¬nende Haltung vieler Behörden gegenüber der Einstellungvon Militäranwärtern .
Abg . l)r. Moses (Soz . ) : Die Zahl der Selbstmorde und

Selbstmordversuche in der Reichswehr sei von 140 im Jahre1921 auf 184 im Jahre 1924 gestiegen und sei dann auf 136Fälle im Jahre 1026 gesunken . Die Ursachen liegen inner¬halb des Systems . Der Redner fordert für die Reichswehreine bessere Erziehungsmethode nach der staatsbürgerlichenRichtung hin .
Reichswehrminister vr . Geßler erklärt , daß wir hinsichtlichder Selbstmorde vor einem ganz schweren Problem stehen.Das Problem spielt nicht nur bei uns eine Rolle, sondernauch anderswo , z. B. im österreichischen Heere und in der

Schupo . Hinsichtlich der Soldatenmitzhandlungen haben wirnur die Möglichkeit , die Mißhandler den ordentlichen Gerich¬ten zu überliefern . Erst wenn dort eine Verurteilung er-
folgt ist, können wir die Betreffenden als unwürdig hinaus -tun . Wenn in einigen Abteilungen systematische Mißhand¬lungen Vorkommen , so haben die verantwortlichen Offizieredamit den Nachweis erbracht, daß sie die Befähigung für ihreStelle nicht haben (Zustimmung) . Der Minister stellt fest ,daß er auf das Militarwochenblatt keinerlei Einfluß habeund daß das Blatt auch keinerlei Subventionen erhalten . Ichbedauere , wenn in die Besprechung ernster Dinge parteipoli¬tische Gegensätze ohne Not hineingebracht werden. Wennein verbitterter Ton bei der Behandlung von Fragen ange¬schlagen wird , an denen Volk, Vaterland und Heer bleibende»
Interesse haben (Beifall ) .

Abg. Kopsch (Dem. ) weist auf die Nachteile der privatenKantinenpachtverträge hin.
Minister vr . Geßler : Natürlich gibt es Differenzen zwi-scheu Kommandeur und Kantinenpächter, namentlich wegenSchuldenmachens und alkoholischer Exzesse. Deshalb mußder Kommandeur Einfluß behalten.

Abg. Stöcker (Komm.) äußert die Befürchtung, daß di«Reichswehr im Rahmen der Völkerbundsarmee gegen Sowiet -
rußland marschieren soll.

Abg. Putz (Komm. ) wirft der Marine Verschwendung vor.Abg. Kuhnt (Soz .) wendet sich dagegen , daß das kleineHeer 160 Musikkapellen hat . Der Redner beantragt Strei -chung der Musikmeisterstellen usw .
Abg. Eggerstedt (Soz .) hat beim Stapellauf des Kreuzer »

„Königsberg " die Flagge schwarz -rot - gold vermißt . Nach denFemeprozessen könne vr . Geßler nicht mehr bestreiten , daßes eine Schwarze Reichswehr gegeben hat.
Minister vr . Geßler : Ich habe den Kampf gegen Verbin¬dung der Reichswehr mit den Wehrverbänden jahrelang ge¬führt . Sie können mir höchstens vorwerfen, daß ich nichtgenug Erfolg gehabt hätte ; aber das ist auf Gründe zurückzuführen , über die ich nur im Femeausschuß sprechen kann.Disziplinär einschreiten kann ich erst, wenn die ordentlichenGerichte gesprochen haben. Das hat der Reichstag selbst ge-wollt . Ich bin ferner auf die Polizei angewiesen. Ein

eigenes Spitzelshstem habe ich nicht aufziehen wollen. Ichhabe mich allerdings auf die Offiziere verlassen , denn ich hatteja niemand anders . In den Jahren der Erregung warenwir wohl alle politisch ein weniz verstiegen . Ich weiß, wieviel bei uns noch zu bessern aber ich hatte in einige«Jahren di« Reichswehr auszubauen und war mit Aufgaben
zu kamp-
idauerlich

Kranzniederlegun «
gen «Ichwarz -Rot -Gold neben Schwarz-Weiß-Rot gezeigtwird . Der Minister bedauert, daß in Wilhelmshaven die
schwarz-weiß-roten Fahne überwiegend war , und erklärte
schließlich , wenn er dort gewesen wäre, hätte man auch die
Reichsfarben geflaggt.

Abg. TreviranuS (Dn .) vergleicht den SeerüstungSstand der
verschiedenen Nationen . Man solle doch dem "Volke nicht vor¬
rechnen, waS unsere Flotte kostet, sondern wie weit wir hin¬ter den anderen Ländern zurückstehen .

Abg . Wegemann (Z .) erklärt, durch die falsche Sparsamkeitder Linken würden die Kosten der Marine auf die Dauer
nicht vermindert , sondern vermehrt. Man müsse im Gegenteil
ernsthaft prüfen , ob man daS Neubautempo verstärken solle .
Erfreulich sei, daß die junge Flagge der deutschen Marine
auch wieder im Ausland gezeigt werde . (Beifall im Zentr .)

Abg. Brüninghaus (D. Vp . ) legt einige Exemplare der
Zeitschrift „Der Reichswehrsoldat" auf den Tisch deS Hause»,da diese Zeitschrift beweisen soll, welche Hetze der Kommu¬
nisten gegen die Reichswehr bestände und getrieben werde.Die Ausgaben des Marineetats seien nicht unproduktiv, denn
jedes Volk brauche eine gewisse Rüstung, um nicht zum Spiel¬ball gemacht zu werden. Rund 22000 Arbeiter fänden durchSchiffsneubauten ihr Brot . Bier Fünftel der Ausgaben be-
ständen aus Löhnen und Gehälter , übrigens rüsteten di«anderen Länder in einer Weise , die sich mit Deutschland garnicht vergleichen lasse. Danzig sei verloren, wenn Deutsch-land nicht bald Polen entgegenwirke . Zehnprozentige Ab¬
striche würden eine Herabsetzung der Armee auf vielleicht75 000 Mann und die Stillegung aller Schiffsneubauten be¬deuten .

Minister vr . Geßler : Die Wahrung der Ehre ist einem
Mitglied « der Wehrmacht nur im Rahmen der Gesetze ge->

überiastet und hatte mit tausend Schwierigkeiten zu kämp¬fen . Die Uneinigkeit der Ausländsdeutschen ist bedauerlich.Wir haben aber angeordnet , daß z. B . bei Kranzniederlegun -

Mit der Beilage : Offizielle Gewinnliste der Badischen Rote -Krenz -Geldlotterie



stattet . ES ist ihm verboten, sein Recht vor Ehrengerichten
oder Verbänden irgendwelcher Art zu suchen , sondern er hat
sich ab die Vorgesetzte Dienststelle, Ehrengericht oder an das
ordentliche Gericht zu wenden. Auf Boykotterklärungen ha¬
ben wir Leinen Einfluß . Es ist selbstverständlich, daß man
mit jemanden , dessen Ehre nicht einwandfrei feststeht, nicht
verkehrt, bis die Angelegenheit geklärt ist.

Abg . I)r. Brrdt (Wirtsch. Ver. ) erklärt : In der zehnprozen¬
tigen Streichung solle kein Mißtrauen gegen die Reichswehr
liegen . Es handelt sich nur um eine Sparmaßnahme infolge
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten.

Damit schließt die allgemeine Aussprache.
Zur Abstimmung erklärt Abg . Rönneburg (Dem .) , seine

Fraktion habe dem Gesamtkabinett bereits sein Mißtrauen
ausgesprochen. Sie habe keinen Anlaß , dies bei den ein¬
zelnen Ministern nochmals zu tun .

Darauf werden die Mißtrauensanträge der Sozialdemo¬
kraten und der Kommunisten gegen die Antragsteller abge-
lrhnt . - - Gegen dieselbe Minderheit wird das Gehalt des
Ministers bewilligt.

Abgelehnt werden die zahlreichen Änderungsanträge der
Sozialdemokraten und Kommunisten.

Die Abstimmung über die Entschließungen , also auch über
die demokratische Entschließung, beim Wehretat 10 Prozent
einzusparen , finden wie üblich erst bei der dritten Lesung
statt . Damit ist die zweite Lesung des Wehretats beendet.

Das Haus vertagt sich auf Donnerstag vormittag 10 Uhr :
Kriegslastenetat , Haushalt des Finanzministeriums .

* -

Dir heutige Bormittagssitzung
WTB . Berlin , 31 . März (Tel .)

Vor . Eintritt in die Tagesordnung . beantragte in der heute
10 Uhr beginnenden Vormittagssitzung Abg . Stöcker (Komm. ),
zunächst eine kommunistische Entschließung zu beraten , die
von der Reichsregierunh energische Stellungnahme gegen den
imperialistischen Krieg Englands gegen das werttätige China
fordert . (Unruhe und Lachen bei der Mehrheit .)

Da Widerspruch erhoben wird , kann der Antrag nicht be¬
raten werden.

Auf der Tagesordnung steht
der Kriegslastenetat .

Abg . Drssaurr (Z. ) schildert Deutschlands Reparationslei¬
stungen . Allerdings seien in den beiden ersten Jahren
Deutschland mehr als 2200 Millionen Anleihen zugeflossen.
Aber diese Erleichterungen werden nicht von Dauer sein kön¬
nen . Deutschland könne nicht jedes Jahr so gewaltige An¬
leihen aufnehmen . Deshalb sei die Frage , ob Deutschland
die Leistungen aufbringen kann, doch ein offenes Problem .
Seihst der Reparationsagent habe bisher diese Frage um¬
gangen , er habe aber bereits ausgesprochen, daß der Dawes -
plan nur eine Vorbereitung auf die endgültige Regelung der
Reparationen sei. (Hört , hört ! ) Deutschland trage seine La¬
ven nicht, weil es sich moralisch dazu verpflichtet fühle , son¬
dern weil es als der Unterlegene diese Leistungen vertrag¬
lich übernommen habe. Es bestehe aber auf einer Reunion
dieser Lasten. (Zustimmung .) Die Aufnahme Deutschlands
in den Völkerbund habe die Schicksalsgemeinschaft der Völker
wenigstens angedeutet . DaS Problem der Kriegsschulden¬
regelung sei die Barrikade , die den Weg zur Völkerverständi¬
gung noch versperre.

Abg . Dietrich-Baden (Dem .) ersucht die Reichsregierung
dringend , dafür zu sorgen, daß aus dem Etat alles verschwin-
det, was über die uns auferlegte Zahlung von 2 % Milliar¬
den hinausgehe . Die Besatzungskosten z. B. habe die Entente
zu tragen . Sang - und klanglos sei leider das . Urteil des
Haager Gerichtshofs in Vergessenheit geraten , das die An¬
rechnung der Liquidationsentschädigungen auf die Repara¬
tionslasten ablehnte . Dabei sei das eine der größten Unge¬
rechtigkeiten gewesen, die man gegen das deutsche Volk be¬
gangen habe. (Sehr richtig!) Die Entschädigungen müßten
endlich auf Grund gesetzlicher Ansprüche und nicht aus Härte¬
fonds gezahlt werden.

Konkurs der „Sächfischen BolkSzeitung" ? Nach einer Mel .
düng des „B . T .

" aus Dresden sollen die Verhandlungen
Über eine Sanierung der in finanzielle Ŝchwierigkeiten ge¬
ratenen „Sächsischen Volkszeitung", des einzigen Zentrums¬
organs in Sachsen, keine Ausficht auf Erfolg haben , so daß
der Konkurs kaum zu vermeiden sein werde. Wie das ge¬
nannte Blatt weiter zu melden weih, beschäftigt sich die Kri¬
minalpolizei und Staatsanwaltschaft in Dresden mit Verun¬
treuungen , die ein früherer Geschäftsführer des Bvattes be¬
gangen haben soll.

Die Mologa beantragt Grschäftsaufficht. Die Aufsichts-
ratssitzung der Mologa beschloß am Mittwoch die Anmeldung
der Geschäftsaufsicht. Der Antrag ist, wie WTB .-Handels -
dienst hört , gestellt worden , um die schwebenden Verhandlun¬
gen mit den Russen ungestört zu Ende zu führen .

- - ' h
~ ~ ~

Badisches lanbestbeater
Thomas Paine , Schauspiel von Hanns Johst

(Uraufführung )
Um mit dem Tatsächlichen zu beginnen , ist zunächst wohl

zu fragen , wie Thomas Paine als historische Persönlichkeit
wirkte. Nun , sein Leben hätte abgekürzte Chronik der ame¬
rikanischen Freiheitsbewegung und Unabhängigkeitskriege
werden können. Denn dieser durch Benjamin Franklin nach
der neuen Welt gerufene englische Journalist entfaltete dort
eine in ihrer Wirkung Fichtes Reden an die Nation nicht
unähnliche schriftstellerische Tätigkeit ; in dem berühmten
Pamphlet „Th « common sensc " („Der gesunde Menschenver¬
stand"

) in der mit den poetischen Führern gemeinsam her¬
ausgegebenen Schriftfolge „The crisis " sowie später in den
teils Washington teils Lafayette gewidmeten Menschenrech¬
ten ( „The rights ok man "

) fand er eine überall zündende
und geistreich geschliffene Formulierung für Gedanken von
damals sehr unmittelbarer Aktualität u . selbst heute noch welt¬
geschichtlicher Perspektive. Nach dem Friedensschluß mit Eng¬
land versetzte ihn die europäische Politik abermals in größte
Erregung ; besonders Frankreich, wo er 1781 schon eine An¬
leihe für den neuen amerikanischen .Staat erfolgreich unter¬
gebracht hatte, fesselte ihn stark und gab zu Beginn der Re¬
volution seiner publizistisch gewandten Feder erneut Anlaß
au vielseitigster Betätigung . Er wurde sogar französischer
Bürger und ließ sich in den National -Konvent wählen , ob¬
wohl er mit der Sprache des Landes nur wenig vertraut
war . Aber s» unbegrenzt auch sein republikanischer Enthu¬
siasmus schien, für die Hinrichtung Ludwigs XVI . konnte
er dennoch nicht stimmen. Diese weise Mäßigung brachte
ihn wie so manch anderen braven Demokraten in den Ker¬
ker , aus dem ihn erst nach elf Monaten Monroe 'S ernste
Beschwerde befreite . Hinter den Gefängntsmauern mutz
gleichzeitig eine Wandlung seines Innern eingetreten sein.Und Thomas Paine wurde umso verbitterter , je rascher in
Frankreich der Aufstieg Napoleons vor seinen Augen sich
Vollzog und je schneller die alten Ideale , für die auch er
«inst gekämpft hatte, fich verflüchtigten. Die größte Enttäu -

Ans den IKeichstggsausschüssen
Im HaushattSausschuß

beantragten die Demokraten am Mittwoch, daß die Netmaß¬
nahmen für Beamte » Wartegelds - und Ruhegehaltsemp¬
fänger , Hinterbliebene und Angestellte vom 1. April 1927 bis
zur anderweitigen Regelung der Beamtenbesoldung in Kraftbleiben sollen. — Die Sozialdemokraten beantragten , den
Beamten , Wartegeldsempfängern , Wttwen und Waisen schon
jetzt eine bestimmte Summe als Abschlagszahlung auf die be¬
vorstehende Neuregelung der Besoldung zu gewähren . Dieser
Antrag wurde abgelehnt ; ebenso ein kommunistischer Antrag
auf Erhöhung der Zuschläge zum Grundgehalt .

Von den Regierungsparteien wurde die Erklärung abge¬
geben, daß die Regelung der Frage der Aufbesserung für die
Kriegsbeschädigten, für die Liquidätionsgeschädigten und für
die Beamten noch im Laufe des Etatsjahres 1927 erfolgen
wird.

Angenommen iourde ein Antrag des Ausschusses für
Kriegsbeschädigtenfragen , worin die Reichsregierung er¬
sucht wird , Kriegsteilnehmern , die einer schweren Geisteskrank¬
heit oder einem sonstigen schweren , mit Erwerbsunfähigkeit
verbundenen Leiden verfallen find, im Wege des Härteaus¬
gleichs zu helfen , auch wenn det ursächliche Zusammenhang
zwischen dem Leiden und dem Militärdienst nicht ausreichend
erwiesen ist.

ES folgte die Beratung der vom Reichsfinanzministerium
neu angeforderten 1769 Beamtenstellen im Bereich der
Stenerverwaltung . Von seiten dev Reichsregierung wurde
die Neuanforderung damit begründet , daß die Geschäftslage
der Finanzämter überaus bedrohlich sei . Ter Haushalts¬
ausschuß bewilligte die neu angeforderten Planstellen im
vollen Umfange . — Damit war die gesamte Etatsberatung
des Haushaltsausschusses beendet.

Im Bolkswirtschaftlichrn Ausschuß
wurde am Mittwoch der Gesetzentwurf über das Zündholz¬
monopol mit einer Stimme Mehrheit angenommen . Den
Bedenken der Linksparteien hatten fich einzelne Vertreter
der Rechten angeschlossen .

Die Kleinrentnerfürsorge
Im Sozialpolitischen Ausschuß des Reichstages wurden die

Beratungen über die Kleinrentnerfürsorge zum Abschluß ge¬
bracht. Der Antrag der Regierungsparteien fordert Bereit¬
stellung von 28 Millionen RM . zur Beflerung der Rentner -
fiirsorge unter Auferlegung besonderer Bedingungen und Er¬
leichterungen für die Kleinrentner . Der Abg . Hoch (Soz .)
verlangte ebenso wie die Kommunisten die Ausdehnung der
Erleichterungen auf alle Fürsorgeempfänger . — Frau Dr.
Matz (D . Vpt.) legt eine Entschließung der Regierungspar¬
teien vor, durch die die Reichsregierung ersucht wird , in
eine Beratung über ein besonderes Rentnerversorgungsgesetz
einzutreten und dem Reichstag darüber eine Denkschrift vor¬
zulegen . Ein kommunistischer Antrag forderte die Erhöhung
des Betrages auf 150 Millionen RM . In der Abstimmung
wurden nur die Anträge der Regierungsparteien angenom¬
men.

Ikrurze Nachrichten
Das dentsch -sranzöfische Handelsprovisorium . Wie Havas

mitteilt , scheint eine grundsätzliche Verständigung über die
Abänderung des deutsch-französischen Handelsprovisoriums
erzielt worden zu fein. Es sollen lediglich noch einzelne
deutschersetts aufgeworfene Punkte zur Diskussion stehen.

Das Reichsschulgesetz soll , wie den Blättern mitgeteilt wird ,
so eingebracht werden» daß es vom Reichstage noch in der
Tagung nach Pfingsten in der ersten Lesung erledigt werden
kann.

Ein «euer englischer Obrrkommandierender im Rheinland .
Zum Oberkommandierenden der britischen Armee im Rhein¬
land ist General Thwaites ernannt worden. Der bisherige
Oberkommandierende , Dnranr , übernimmt den Gouverneur¬
posten in Malta .

Italien und Südtirol . Nach einer Meldung der „Tägl .
Rundsch.

" aus Bozen wurden sämtliche deutschen Advokaten,
nachdem sie vor einer Kommission den Nachweis der Kennt¬
nis der italienischen Sprache erbracht haben , zur Verteidi¬
gung zugelassen.

Zur jugoslawisch- italienischen Spannung meldet jetzt Reu¬
ter , daß infolge eines weiteren Meinungsaustausches zwi¬
schen den interessierten Regierungen der ursprüngliche Plan
für eine Untersuchung der jugoslawisch-albanischen Grenzlage
durch militärische Sachverständige Englands , Frankreichs
und Deutschlands mehr oder weniger beiseite geschoben wor¬
den sei, da verschiedene Einwände gegen diesen Plan sowohl
in Rom, als auch in Belgrad erhoben worden seien.

schung erlebte er jedoch bei seiner Rückkehr nach Amerika
(18P ) : Man hatte drüben inzwischen den populären Publi .
zisten von ehedem vergessen und empfing ihn, der doch legi-
ttmiert gewesen wären , gleich jenen anderen Nationalhelden
im Andenken seines Volkes ruhmvoll weiterzuleben ,
wie einen gewöhnlichen Privatmann . Über diesen toten
Punkt trug ihn ni «As mehr hinweg, auch wenn er angeblich
noch bis 1809 sein Dasein gefristet und auf seinem Gut Nein
Röchelte einige technische und kulturpolitische Schriften veröf¬
fentlicht haben sollte.

Was Hanns Johst , den Dichter der „Lieder der Sehn¬
sucht "

, den Verfasser des Romans „Kreuzweg", den Luther¬
dramatiker und ekstattschen Künder junger unverbrauchter
Menschenkraft, an diesem Menschen voll konsequent freigei¬
stiger Gesinnung besonders gefesselt haben mag, wird aus
den fünf ersten Bildern des Schauspiels nicht sofort klar,
die vorwiegend Expofition und historischer Teil sind. Als
solche fteilich ebenso prägnant wie intereffant , weil sie in
geradezu rasftnierter Simplizität die Hauptmomente der
amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung keck herausgreifen
und als Vorboten der ftanzöfischen Revolution blitzartig auf -
leuchten lassen. Was für einprägsame Gestalten Tind z . B.
die alten Haudegen Washington und Greene ! Mit welch
wurzelechter Theatralik ist jede .Situation wirkungsficher er¬
fühlt und spannend gestaltet von der ersten <̂ ene in der
Redaktionsstube Christoph Stone 's an ! Wie wenig kümmert
fich der Autor auch zugunsten des unaufhaltsam vorwärts¬
drängenden Tempos um Probleme und ist hoch weit entfernt »
die Bedeutung gedanklicher Konstruktion zu verkennen oder
zu verachten!

Vielleicht könnte man bei solcher Hingabe an bruchstuckhast
Vollendetes das eigentlich Künstlerische vermissen und be-
haupten , der Autor stehe im Grunde der modernen Kino-
Sensation näher als dem Drama , das doch beziehungsreich
verstricktes Menschenschicksal gestalten soll. Aber diesem be .
rechneten Gerüst des Anfangs folgt im zweiten Test (Bild
6—9) die tragische Beglaubigung nach . Änd eS find wahr¬
haft erschütternd« Szenen , in denen nun Thomas Paine '-
Verzweiflung und Zusammenbruch geschildert werden . Wohl
begeht HannS Johst dadurch «ine GejchichtÄüge, daß er dcy

Badlsciier Teil
Badischer Landtag

22 . Sitzung
^

DZ . Karlsruhe , 30 . März .
In der am Nachmittag fortgesetzten Aussprache über

daS KirchenvermögenSgesetz
legt Abg . D . Mayer -Karlsruhe den Standpunkt der Bürger «
lichen Bereinigung dar . Seine Fraktton werde keine neue«
Anträge stellen. Die Regierungsbegründung wie auch de«
Bericht des Abg . Dr. Glöckner stellten eine wertvolle Arbeit
dar, auf die man später gern zurückkommen werde. Mit
der Absicht der Gesetzesvorlage sei die Fraktion einverstan¬
den. Es handle sich um ein notwendiges , unausbleibliches
Gesetz, das keinen verfassungsändernden Charakter habe. Im
einzelnen bemerkt der Redner , daß er gerne davon Kenntnis
nehme, daß aus die Religionsgemeinschaften kein Zwang
ausgeübt werden soll . Aber auf die Frage : Wollt Jbr Eure
Angelegenheiten selbst ordnen ? könne die Antwort nicht zwei¬
felhaft sein. Wenn auch die Evang . Kirche von Sorgen be-
drängt sei, so richte er doch an sie den Appell , sich zu diesem
Gesetz mutig und frisch zu bekennen. Das Gegenteil wäre
zu beklagen. Das vorliegende Gesetz sei an sich höchst ein¬
fach ; aber die Juristen befürchten, daß ein schwieriger Li¬
quidierungsprozeß heraufbeschworen werden könnte. Der Red¬
ner betrachtet dann die Frage unter dem Gesichtspunkte der
geschichtlichen Entwicklung seit 1860 . WaS die Forderung de«
Lrenung von Staat und Kirche anlange , so weist der Red»
ner daraus hin, daß der evang. Bevölkerungsteil geneigt sei,
zu meinen, daß gar nichts dagegen einzuwenden sei, wen«
sich der Staat auch darum kümmere, was in der Kirche ge-
schehe. Der Grundsatz „ Ihr habt nun die Verwaltung ,
also habt Ihr auch die Kosten ! " würde im Volke nicht ver¬
standen werden. Das Ziel müsse sein , daß sich die Reli¬
gionsgemeinschaften finanziell völlig auf eigene Füße stellen-
Dazu sei aber eine Übergangszeit nötig . Die Auseinander¬
setzung zwischen Staat und Kirche dürfte niemals restlos
vollzogen werden können. Die Aufgabe, das Neben- und
Füreinander zu regeln , sei schwer ; denn beide Teile bean¬
spruchten den ganzen Menschen. Wir stimmen der Vorlage
in der Ausschußfaffung zu.

Abg . Dr. Föhr (Ztr .) schließt sich den anerkennenden Wor¬
ten für die Arbeit des Berichterstatters an . Über den kom-
mumstischen Antrag erübrigt sich jede Diskussion, da er im
Widerspruch zur RB . stehe. Abg . Dr. Obkircher hat seinen An,
trägen ein Relief gegeben durch einen Rückblick auf die
Geschichte . Er erinnerte an eine Epoche, die nicht gerade
rühmlich für den Staat war . Mit diesen : Gesetz hat die
Epoche des Staatskirchrntums ihr Ende gefunden . Der Red¬
ner zeigt in einem historischen Rückblick die Entwicklung deks
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche bis zum heutige»
Tag . Es habe lange gedauert , bis der Staat den Fordes
rungen der Kirche entgegengekommen sei . Der 8 137 de«
Reichsverfassung ziehe die Konsequeu aus dieser Entwicklung. '
Der Liberalismus könne nicht stolz darauf sein, daß er sich,
1860, als das Konkordat die Freiheit der Kirche Hersteller »!
wollte, hemmend in den Weg stellte . Der Abg . Dr. Ob»,
kircher scheine auch heute nicht mit dem Herzen bei de«
freien selbständ. Kirchenvermögensverwaltung zu sein ; denn e^
lege besonderen Wert darauf , daß eine Aussicht in bestimm»
tem Maße aufrechterhalten bleibt . Der Redner wendet sich
gegen die Auffassung vom Reichtum der Kirche . Deren Ver,
mögen sei bis ans einen kleine » Teil der Inflation zum
Opfer gefalle«. Das Vermögen der sogenannten „ Toter»
Hand " sei gewaltig zusammengeschmolzen. Aus dem Kirchen¬
steuervoranschlag werde man erkennen, wie sparsam mar»,
wirtschaften mutz . Der Redner wendet sich gegen die Volks-»,
parteilichen Anträge und fährt fort : Die Zentrnmsfrattio «
stimmt dem Gesetze zu, weil es die Lösung vom Staats »
kirchentum bringt , das wir ablehnen . In keiner Weise sie»
hen wir aber auf dem Boden der Trennung von Staat und
Kirche , da wir der Auffassung sind, daß der Staat de«
Stempel der christlichen Kultur nicht verlieren darf . Di»
beiderseitigen Rechte müssen gewahrt , geachtet und aner¬
kannt werden . Beim ehrlichen Willen zur Verständigung
wird man Konfliktsstofte vermeiden können. Jetzt Handel!
es fich ftir uns lediglich um die Ausführung des Artikel- ,
137 der Reichsverfassung. Wir lehnen alle Versuche, ein»
Kontrolle wieder einzuführen , stritte ab. Was wir den Kir»,
chen geben, ist kein Geschenk. Die Dotationssrage wird da»
durch nicht berührt . Daß Rechtsverpflichtungen des Staate¬
gegenüber der kath . Kirche bestehen , kann nicht bestritten !
werden . Der Redner macht darüber einige Ausführungen
und sagt : Wenn man keinen Kirchenstreit wolle, so werd»
man sich auch künftig auf den Weg schiedlich-friedlicher Ver¬
einbarung begeben müssen. Gegen den Artikel 137 RV-
haben wir nichts einzuwende» . Wir vermissen aber in dei^

bei der versuchten Rettung von Ludwigs Kopf Entgleisten
und als Royalist Verurteilten viel länger im Kerker
schmachten läßt . Doch ist dies ebensowenig eine Gefühis -
lüge, wie dessen abenteuerlicher Tod beim Wiederbetreten des
amerikanischen Bodens , wo man den ergrauten Mit -Urhebe«
der Freiheit wegstößt und als Unerkannten der tiefsten Pei¬
nigung aussetzt. Daß der Dichter nicht durch irgendwelch
tragisches Scherzo das Ganze dunkel färben , sondern zur
menschlichen Tragödie steigern wollte, erweist überdies ein¬
dringlich die ergreifende Schlußszene . Es ist der uralte tra¬
gische Zwiespalt : Was seiner Person nach so vielen Leiden
verwehrt blieb, das hat Thomas Paine durch seine Gesin¬
nung doch zu erringen vermocht . ,<« in stolzes Freiheitslied
lebt weiter im Herzen der jungen Amerikaner .

Für unser Ensemble bietet , das Männerstück fast nur gut,
ja beinahe zu gut geschriebene Rollen . Wirkliche Tragödien »
rolle ist darunter allein die Figur des Thomas Paine , zu» ,
gleich eine Heldenrolle, in der Stefan Dahlen eine reiche
Skala feinster Nüanen zeigen kann . Es spricht für ditz
künstlerische Überzeugung des Darstellers , daß er von . Auf¬
gehen des Vorhangs an feine Ausdrucksfähigkeiten voll ein¬
setzte und auch das letzte hergab, , um im Innen - und Auhcn -
spiel die Gestalt lückenlos zu meistern . Ebenbürtig dünken
mich aber die Leistungen von Paul Hierl (Washington ) und
Fritz Herz (Greene ) , weil beide ihre an sich kärglich bemesse¬
nen Szenen umso gewichtiger zu projizieren und zu poten¬
zieren wußten . Unter den vielen, die oft mit nur einer

. Szene guten Theaters fich abfinden müssen , ragte » hervo«,
Ulrich ! van der Trrnck (Christoph Stonej , Otto KienscherH
( Louis XVI .), Hermann Brand ( in einer Doppelrolle ), Frich,
Hofbaner , Friedrich Prüter ; aber man möchte lieber gleich
alle aufzahlen , die der Mittler des Werks, F . Baumbach, mik
behutsamer Hand an den richtigen Platz gestellthatte , und man
wurde gewiß auch den Namen des Bühnenbildners nicht ver»
schweigen , wofern er aus dem Zettel überhaupt zu finden
wäre . Jedenfalls war diese Uraufführung im ganzen unih
im besonderen Detail ein pofittver Erfolg . Das bestätigt»
zuletzt auch die Premierengäste durch ftisch und tapfer g«e
spendeten Beifall . H. Sch.



foaiolbmn. Antrag Angaben in der Richtung, wie die Ab-
lösung erfolgen soll. Deshalb sei die Fraktion nicht in der
Lage, dem sozialdem. Antrag zu, «stimmen. Möge das vor-
liegende Gesetz sich als ein gutes auswirken , als e,n Aus -
druck des gegenseitigen Vertrauens und Willens zur Ver¬
ständigung zwischen ,Staat und Kirche . .

Abg . vr Marum (Soz . ) betont d,e grundsätzliche « usfas.
snng seiner Partei zur Kirchenpolitik, wie sie sich aus dem
Heidelberger Programm ergibt . Staat ^

«nd K»rche sollen
getrennt werden und zwar soll ' das schrittweise geschehen .
Die soziald. Partei bewege sich seit 1819 auf diesem Boden.
Die Kirche wurde von den Fesseln des Staatskirchentums
gelöst . Der erheblich gewinnende Teil seren die Religions .
gemeinschaften gewesen. Die Redensarten von der 8^ lig,ons -
ftindlichkeit der Ärzialdemokratie seien durch die Tatsachen
ad absurdum geführt worden. Die *ath . Krrö̂

. habe die
Beziehungen mit dem neuen Staat und der Republik aus¬
genommen und hinsichtlich der Freiheit der Kirche keinen
Rachteil gehabt. Es sei anzunehmen , daß auch die evange.
lische Kirche allmählich dazu kommen wird sich auf den Bo-
den der Tatsachen zu stellen und sich mit den Freiheiten ab-
zufinden , die in und durch die Republik gegeben worden
seien. Den einzelnen Paragraphen des Gesetzes komme die
große entscheidende Bedeutung nicht zu, die ihnen d,e Volks-
parter zuzuschreiben scheint . Die volksparteilichen « bände-
rungsanträge seien abzulrhnrn . Dem komm . Anträge aus
Trennung von .Staat und Kirche könne die sozialdem. Frak¬
tion aus technisch-formellen Gründen nicht zustimmen ; sie
werde sich der Stimme enthalten . Der zweite Teil des
komm . Antrages auf Bindung des kirchlichen Grunderwerbs
usw. an die Staatsgenehmigung stehe im Widerspruch zu
Artikel 137 RB . Der Redner begründet schließlich den be¬
reits mitgeteilten Antrag seiner Partei . Dem Abg. Dr.
Föhr gegenüber weise er aufs schärfste die Auffassung zurück,
daß alle Leistungen im Budget auf Gesetz oder Vertrag be¬
ruhen (Widerspruch im Zentrum ) . Man dürfe nicht verges¬
sen, daß mit dem eingezogenen Bistumsgut auch die darauf
ruhenden Soziallasten auf den Staat übergegangen seien.
Wenn die Sache prozessual entschieden werden sollte, dann
müßte die Kirche auch auf die .Standesherren zurückgreifen,die aus dem Bistumsgut entschädigt worden seien. Es müßte
übrigens bewiesen werden, was vor dem Reichsdeputations¬
hauptschluß die Kirche rechtmäßig besessen hat . Der Redner
erachtet es als einen Fehler , daß die zusätzlichen Bewilli .
gungen zu den Dotationen nicht als Darlehen oder Vorschüsse
gegeben wurden . Wir wünschen, daß schon im nächsten Vor¬
anschlag ein Anfang mit dem Abbau gemacht wird . Unter
der Voraussetzung, daß in Bälde auch die Befreiung des
Staates von den Lasten gegenüber der Kirche erfolgt , stim¬men wir der Vorlage zu.

Abg . vr Wolfhard (Dem .) beginnt mit Dankesworten anden Berichterstatter . Ein gutes Vorbild für die Auseinan¬
dersetzung zwischen Staat und Kirche hätte schon die Frank¬furter Nationalversammlung 1848 gegeben. Die Ausschuß,
fassung treffe das Richtige, wenn sie sich auf die Durchfüh¬
rung des Artikels 137 RB . beschränkt. Die Satzung dem
Genehmigungsverfahren zu unterwerfen , widerspräche der
im Artikel 137 garantierten Freiheit in der Ordnung und
Verwaltung des kirchlichen Vermögens . Das Orts - und
Landeskirchensteuergesetz besage mehr alis die volkspartei¬
lichen Anträge , insbesondere zum 8 6. Dem ersten Teil des
sozialdem. Antrages , der sich im Sinne des Artikels 138 RV.
bewege , könne man zustimmen . Die demokr. Fraktion seider Auffassung, daß die gegenwärtige Vorlage die Linie ein¬
hält - die die Möglichkeit bietet für ein Zusammenwirken der
zwei Kulturkreise Staat und Kirche .

Präsident Or. Baumgartner gibt bekannt, daß ein AntragGeubert u , Gen . (Ztr . ) für die erste und zweite Lesung na¬
mentliche Abstimmung verlangt .

Darauf wird die Weiterberatung auf Donnerstag 1410
Uhr vertagt .

Schluß gegen %7 Uhr.

23 . Sitzung
DZ . Karlsruhe , 31. März .

Eingegangen ist ein Gesuch der Stadtgemeinde Külsheimum
Weiterbau der Eisenbahn von Hardheim nach Külsheim .

In der Weiterberatung über das KirchrnvermögenSgesetz
nimmt der

Minister drS Kultus und Unterrichts LeerS
das Wort .

Das vorliegende Gesetz soll der Durchführung des Art . 137
RV . dienen. Die Sprecher des HauseS find sich nicht einig
gewesen, ob das Gesetz notwendig sei . Aber auch jene, die
dies bestreiten, haben die Zweckmäßigkeit des Gesetzes für die
Klärung der Rechtsverhältnisse anerkannt . Ich stehe durch¬
aus auf dem Boden der Notwendigkeit des Gesetzes. Es ist
nicht gesagt, daß jede Staatsaufsicht wegfällt . Soweit es sich
um die Freiheit der Vermögensverwaltung handelt , kann
das Gesetz nichts hinzufügen und nichts hinwegnehmen . Doch
bleibt eine gewisse Staatsaufsicht über die Religionsgesell¬
schaften in dem Rahmen bestehen, den die Reichsversaffung
zulatzt. Ich begrüße, daß im Ausschuß eine Fassung gefun¬
den wurde, die noch besser zum Ausdruck bringt als die
Regierungsvorlage , daß das badische Gesetz sich eng anschlie-
tzen will an die Reiĉ verfaffung . Eine Verschärfung der
Bestimmungen über die Staatsaufsicht , wie sie die volkspar¬
teilichen Anträge erstreben , würden nichts an den Schwie¬
rigkeiten bei auftretenden Konflikten ändern . Es kann einer
Religionsgesellschast nicht gleichgültig sein, wenn festgestelltwürde , daß sie sich im Widerspruch zu Reichs- und Landes -
recht befindet. Es ist richtig, daß man aus dem § 1 einen
unmittelbaren Zwang zum Erlaß einer Satzung nicht ent¬
nehmen kann. Die Frage der finanziellen Beziehungen
zwischen Staat und Kirche find von der Frage der Staats ,
üufsicht zu trennest . Ich halte es für richtig, die Erörte¬
rung der Rechtstitel bei Beratung dieser Voüage ruhen zu
lassen . Ich hoffe, daß man sich auch künftig verständigenwird . Käme es wider Erwarten eines Tages zum Prozeß ,dann würde er, der Minister , sagen : Ich bestreite alles ! ES
wird kaum behauptet werden wollen, daß die ,Staatsbei¬
träge zu den Kirchenvermögensverwaltungen auf Mark und
Pfennig auf bestimmten Rechtsansprüchen der Kirche beru¬
hen. Der Weg der Vereinbarung wird immer der bessere
sein. Entsprechende Vereinbarungen bestehen heute noch und
bilden die Grundlage der Staatszuschüffe . Man sollte mit
Erlaß der Satzung nicht zurückhalten im Vertrauen auf die
Einstellung der Regierung früher und jetzt. Seien wir uns
klär darüber , daß der Weg der Berständigung wird gesuchtwerden müssen . Der Minister macht dann Ausführungen
zum Beweise dafür , daß das vorliegende Gesetz keinen ver-
fassungsändernden Charakter .habe. Die Besorgnisse für die
Beamten des kath. Oberstiftungsrates nach der Neuorgani¬
sation find unbegründet . Es werden keine Härten entstehen .

ES folgt eine scharfe Polemik des Abg . Bock (Komm .) ge¬
gen Zentrum und Sozialdemokraten .

Abg . vr . Obkircher <D . Bpt .) ist im Schlußwort nach wie
vor der Meinung , daß das Gesetz verfaffungsändernd sei .Er hält an seinen Anträgen fest .Mit dem 8 6 sei nichts anzusangen . Das kennzeichne die
Schwäche de» Staates . Der Redner fürchtet bei Nichtan¬

nahme seiner Anträge , daß sich aus einem Konflikt ein offe-ner Kampf entwickeln könnte, bei dem siegen wird , wer die
Macht hat . Das Gesetz, das eine Quelle des Unheils sei,lehne die volksparteiliche Fraktion -ab . Es berge Gefahrenfür den Frieden zwischen Staat und Kirche .
. Abg . vr . Marum (Sog .) verwahrt sich gegen die Auffassungdes Abg . Bock, als ob die Sozialdemokraten einen » Scheinan -
trag " gestellt hätten und die Rechte der Kirche befestigenwollten. Ihre Haltung zum Gesetze könne sich sehr wohlsehen lassen .

Abg . vr . Glöckner (Dem.) stellt als Berichterstatter fest,daß der Ausschuß genau so weit gegangen sei , als es derArikel 137 RB . zulietz . In diesem Rahmen könne man
auch von einem gewollten Zwang sprechen .

Das HauS tritt darauf in
hie Einzelberatung

ein . § 1 wird unter Ablehnung des volksparteilichen An¬
trages , der die Regierungsvorlage wieder Herstellen wollte,mit 58 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen (Volkspartei und
Kommunisten) angenommen.

Der komm . Antrag :
»Die Religionsgesellschaften sind vom Staat völlig getrenntund erhalten keine finanziellen Zuwendungen des Staates "

wird abgelrhnt .
Die Abänderungsanträge zum 8 6 werden gleichfalls , abge.

lehnt und gegen die Stimmen der Antragsteller bei mehre,
ren Stimmenthaltungen der Ausschutzfaffung zugestimmt .

Auch die restlichen Paragraphen werden unter Ablehnungaller sonstigen Anträge in der Äusschußfassung belassen.Bei der Grsamtabstimmung , di« eine namentliche ist, wirddas Gesetz mit 58 gegen 8 Stimmen der Volksparteiler und
Kommunisten angenommen.

Der Präsident stellt für alle Fälle ausdrücklich fest , daßdamit auch die verfassungsmäßige Mehrheit für das Ersetzerreicht sei . Von 72 Abgeordneten waren 6 krank gemeldet,also 66 anwesend.
Die zweite Lesung erfolgt am 7. April , daran anschließend

auch die Abstimmung über die sozialdemokratische Entschlie¬
ßung .

In Fortsetzung der Tagesordnung berichtet
Abg . vr . Föhr (Ztr . ) über die

Berlängerung der Bürgschaft des Staates für Darlehen an
die Zentrale der landwirtschaftlichen Lagerhäuser A .-G . in

Tauberbischofsheim.
Es handelt sich um die Bürgschaft für die Summe von

850000 RM ., die für Beträge von 150 000, 400 000 und
300 000 RM . am 31 . Oktober, 30 . November und 31 . Dezember
d. I . erlöschen soll.

Abg . Bock (Komm.) erklärt , die Bauern seien betrogen wor¬
den.

Abg . vr . Mattes (D . Vp .) übt Stimmenthaltung , weil er in
der Vorlage ein Unrecht gegenüber anderen Organisationen
erblickt .

Abg . Sack (Ztr .) tritt der Behauptung deS Abg . Bock scharf
entgegen.

Innenminister vr . Remmrle wendet sich gegen die An-
nahM , als ob die Regierung etwa ihre Pflicht nicht erfüllt
hätte . Die abfällige Kritik an der Zentrale der landwirt¬
schaftlichen Lagerhäuser sei nicht am Platze . Der Minister
äußert sich über die Richtlinien für die Kreditgewährung , mit
der einmal Schluß gemacht werden müsse . Die Zentrale sei
sich klar darüber , daß eine Verlängerung der Bürgschaft über
den letzten Termin hinaus nicht stattfinden kann . Die Land¬
wirte hätten sich übrigens in großem Ausmaße der Kredite
bedient.

Abg . Maier -Heidelberg (Soz . ) stimmt der Vorlage zu unter
der Voraussetzung, daß die Bürgschaft letztmals verlängert
wird und der Staat eine genaue Kontrolle ausübt . . -

Abg- Hotberuz (Dem.) - erklärt - ' sich vom Ausschuhbeschluß
nicht beftiedigt . Man werde auf seiner Seite die Zurückhal¬
tung durch Stimmenthaltung zum Ausdruck bringen ,

Abg . Klaiber (Bürg . Vgg . ) bittet , der Vorlage zuzustim¬
men . Die genossenschaftlichen Lagerhäuser bedürften der
Stütze . Ihre industriellen Unternehmungen dienten dazu ,
die landwirtschaftlichen Produkte aufzunehmen und zu ver¬
werten .

Minister vr . Rrmmelr stellt zur Ehrenrettung der Zentrale
landw . Lagerhäuser fest, daß er nach dem Prüfungsergebnis
keinen Grund habe, das Verfahren der Zentrale nachträglich
zu beanstanden.

Abg . Hofhrinz (Dem .) weist auf einen Zwischenruf des Abg.
Klaiber die Annahme zurück , daß sich Volkspartei und De¬
mokraten der Stimme enthielten , weil der Handel an der
Sache interessiert sei. Man wolle keine Konkurrenz aus -
schliehen.

DaS Gesetz wird darauf in beiden Lesungen mit 45 gegen 3
kommunistische Stimmen bei Stimmenthaltung der Volks¬
parteiler und Demokraten , angenommen.

Nächste Sitzung nachm , halb 4 Uhr. — Schluß % 1 Uhr .

parlamentarischer Abend
Am Mittwoch hatten Staatspräsident Or. Trunck und

Gemahlin zu einem Parlamentarischen Abend im Staats .
Ministerium in der Erbprinzenstraße geladen . Der Ein¬
ladung waren über 200 Personen aus dem ganzen Lande
gefolgt, Abgeordnete des Landtags, die Spitzen der Reichs¬
und Staatsbehörden , der Städte , der Wirtschaftskreise , Ver¬
treter von Kunst, Wissenschaft und Presse . Unter den
Erschienenen bemerkte man auch den bayerischen Gesand¬
ten in Stuttgart , vr . Tischer . Anwesend waren sämtliche
Minister und Staatsräte . Bürgermeister Schneider -Karls ,
ruhe hielt einen von den Erschienenen mit großem Interesse
und Beifall ausgenommenen Vortrag über den Generalbe¬
bauungsplan von Karlsruhe . In angeregter Unterhaltung
blieb man dann noch längere Zeit beisammen , die verschie¬
denartigen Probleme deS StaaA - und Wirtschaftslebens er¬
örternd . Der Abend dürfte seinen Zweck wieder erfüllt ha¬
ben, ein persönliches Näherkommen der verschiedenen Kreise
herbeizuführen .

Badische Lohnbewegungen
* Mannheim , 31 . März . Der Lohnstreit in der Metallindu¬

strie in Mannheim wurde gestern unter dem Vorsitz des Lan¬
desschlichters, Landrat Stehle , durch eine freie Vereinbarung
drigrlegt .

WTB . Mannheim » 30. März . Die Arbeitgeber haben den
von den Arbeitnehmern abgelehnten Schiedsspruch für die
Rhrinschiffahrt angenommen und seine Verbindlichkeitserklä¬
rung beantragt . Die Verhandlungen darüber finden am
Freitag in Berlin statt. Wie von Arbritnrhmrrfeite mitge¬
teilt wird , herrscht unter dem gesamten RheinschiffahrtSper -
sonal große Erregung , so daß man gegebenenfalls mit einer
Arbeitseinstellung rechnen müsse.

DZ . Mannheim , 30 . März . Der Reichsbund der deutsche«
Zigarrrnherstrller hat in seiner letzten Sitzung den Spruch
des SchlichtungSausschuffesim Lohnkampf abgelrhnt und ein¬
stimmig beschlossen, am 2 . April sämtliche Arbeitnehmer mit
dem 16. April ausznsprrrrn . Es werden davon 125 000 Ar¬

beiter betroffen.

Landeseisenvavnrat
Am Mittwoch den 30. März hat bei der ReichsbahndirektionKarlsruhe die 6. Sitzung des LändeseisenbahnratS stattge¬sunden . Nachdem der Reichsbahndirektionspräsident Frhr ." ly einen Überblick über die finanzielle Lage der deut¬

schen Reichsbahn im Jahr .e 1926 gegeben hatte , wurde fol-gende Tagesordnung erledigt :
1. Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Reichseisrn -bahnratS und eines Stellvertreters in den Ständigen Aus ,

schuß des Landeseisenbahnrats aus dem Kreise der Land -
«m -, . Gewählt wurden : als stellvertretendesMitglied des Reichseisrnbahnrats : Verbandsdirektor Kridel inKarlsruhe , als Stellvertreter in . den Ständigen Ausschuß des
Landeseffenbahnrats : Ernst Friedrich Hagin in Egringen
(Amt Lörrach) ; 2. wichtigere Maßnahmen im Pcrsonenver -
kehr; 3. wichtigere Maßnahmen im Güterverkehr ; 4. Erck -
Wurf für den Jahresfahrplan 1927/28 .Dabei wurden Entschließungen angenommen hinsichtlichder Elektrifizierung der ehemals badische» Eisenbahnen , der
Förderung des Reu- und Umbaues der Bahnhöfe Mann -
heim , Heidelberg und Freiburg , der Erstellung einer neuenRheinbrücke bei Maxau und der Gewährung von Fahrpreis¬
ermäßigungen für vielreifende Personen.

« u» uei » «noesvauplSlsor
25jährigrS Profrfforenjubiläum . Geh . Hoftat Prof . Rich.Graßmann kann morgen das Fest der 26jährigen Zugehörig¬keit zur Technischen Hochschule Karlsruhe feiern.
Professor Hermann Bolz, der Nestor der badischen Künst -

lerschaft , vollendet heute sein 80. Lebensjahr . Die zahlreichen 1
Werke seiner schöpferischen Hand find nicht nur in Deutsch- ,land , sondern weit über Deutschlands Grenzen hinaus ver-breitet und geschätzt. Seine letzte größere Schöpfung ist ba, 1
Grabmal der Großherzogin Luise.

Dorothea Bender , die hochgeschätzte Karlsruher Tanz . ,künstlerin und Lehrerin für Gymnastik, hat sich entschlossen,!dem Dränyen ihrer zahlreichen Anhänger nachzugeben und '
nach mehrjähriger Pause wiederum vor die Öffentlichkeit zu¬treten , diesmal unter Mitwirkung ihrer Tanzgruppe . Dies ,Veranstaltung wird Samstag den 2. April ftattfinden , unti
zwar im kleinen Fetthallesaal . der mit seinem großen Po -dium für derartige Vorführungen besonders gut geeignet ist.Der Vorverkauf in der Konzertdirektion Kurt Reufeldt ha»begonnen .

Wrtternachrichten der Badischen Landeswetterwarte Karls «ruhe . Der gestern nachmittag erfolgte Durchzug der Regen¬front lieferte auch in der Rheinebene teilweise erhebliche Nie¬
derschlagsmengen (bis zu 12 Liter pro Quadratmeter ) . Vo¬der irischen Westküste liegt eine neue Störung , die für di«nächste Zeit noch keine Änderung des bestehenden Witterungs¬charakters erwarten läßt . — Voraussichtliche Witterung fü,1. April : Fortdauer des veränderlichen Wetters . Gebirge zeit¬weise Regen , Ebene meist trocken.

Dsndel und Mlirtscbakt
Berliner Devliennotiernttae «

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.

. 100 L.

. 1 Pfd .

. 1 D.
100 Fr .
100 Fr.

Schilling
Kr. 100

Rewyork .
Pari »
Schwei» .
Wien . i
Prag 100

31 . 80.Mk e>»r «U»
168.51 168.93 168.52
112,37 112.65 112.38
19.33 19 .37 19.325
20.454 20.506 20.45743115 4.2215 43115
16.50 16.54 16.50
81 .025 81 .225 81 .04
59.24 59.38 59.25
12.468 12 .508 12.468

»>i«s
168 .94
112 .66
Ig .LÜö
20.509
4.2215
16 .54
81 .24
59 .39
12.508

ten,
$

Ho^ versteigerung im Saargebiet . Die Abteilung Forsteder Regrerungskommrffwn des Saargebietes bringt na >einer Verkaufsanzeige in unserer heutigen Nummer be,einer Holzversteigerung am 11 . April 1927 zu Saarbrücke »neben größeren Mengen von Nutzhölzern 17 600 Raummeter !
§r ^ „f,

r W?6gon, Brennholz für den Handel zumjAusgebot . Die Preise bewegen sich im Saargebiet , wie un »Sbschr ' eben wird , fte, putsche Zollgrenze, zur Zeit zwischen72 und 84 Franken, das find 12—14 RM .
^

Ltaatsanzeiger
Durch Entschließung des Staatsministeriums vom 24 . Mär ,1927 Nr . 2800 wird das Bauamt für das Murgwerk mit Wi« j

kung vom 1 . April 1927 an aufgehoben.
Karlsruhe , den 29. März 1927.

Der Minister der Finanzen
I . SB. : Sammet

personeller Heil '
Ernennungen, Versetzungen. Zuruhesetzungen ust».

der planmäßige» Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums der Finanzen

Wasser - und Stratzenbaudirektion
Ernannt :

zum Bauoberinspektor : der Bauinspektor Georg Klank bei«?
Rheinbauamt Mannheim , zum Bauinspektor: der Bauober - ,
sekretär Martin Stuhlmüllrr beim Kulturbauamt in Ta »»«
berbischofsheim.

Planmäßig angrstellt:
der Straßenwärter Wilhelm Kirntsch in Brötzingen.

Bersrtzt : >
Geometer Friedrich H«« » «rt in Wertheim zum Bermes - i

sungsamt Schopfheim, Söauinspektor Karl Jäger in Forbaqji
zur Wasser » und Straßenbaudirektiön , Oberdammeister Mar¬
tin Wlrderrrcht in Kehl zum Rheinbauamt Freiburg , Ver¬
waltungssekretär Stefan veith in Forbach zum Kulturbau «amt Freiburg , Vermessungssekretär Heinrich Bormnth i«
Karlsruhe zum Vermeffungsamt Sinsheim .

In den Ruhestand versetzt ans Ansuchen wegen leidender
Grsundheit:

der Söauinspektor August Berger beim Wasser - und Stra¬
ßenbauamt Karlsruhe .

Grstvrbr« :
Oberdammeister Wilhelm Frirß in Breisach , Obergeometech

a . D . Abraham Rinkles in Ettlingen , Strahenwärter a . Dtz
Jakob Rösch in Kommingen.

Geschäftlich«»
Der heutigen Nummer liegt die Gewinnliste der 8 «9u

Rvte .» re«r .Geldl»tt«rte bei, auf die wir unsere Leser außff
merksam machen.
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eser/chlilssel :

erschließt 7hnen

dös Grundprinzip der

Warum afso Boch «arte«?
mösseit N» sich

Ihr fesches FrflhjahrskostOm
Ihre» neuen Sommer-Mantel

Ihren gut sitzenden Sommer-Anzug
Ihr geschmackvolles Frühjahrs-Kleid

kaufenDenn
gewaltig ist unsere Auswahl

1 niedrig unsere Preise
und vor allen Dingen

So bequem macht es Ihnen keiner /
Beamte und alte Kunden ohne jede Anzahlung ,

tfronenftrabe 40 Karlsruhe Ecke Markgrafenstratze

Neuheiten !

Ir
!

in Seide , Wollstoffen
Waschstoffen
Unsere Qualitäten
sind billfg und gut

LEIPHEIMER L INENDE
Kleine Festhalle

Samstag , 2. April , abends 8
Tanz -Gruppe

Dorothea Bender
Erstaufführungen

Karten zu i .—, 2 . —, z .— und 4 .— Mark

Kurt Neufeldt, Waldstr. 39
IHniMlulIHMIHIIHUimimulMHtUmmHMHHHmMMIIIHIUIliHHUHtt+mUllUlHU

Ich habe heute meine Kanzlei von Kronenstr. 24 |
(Ecke Kaiserstr. ) nach |

KARLSTR . 10 !
(Handelskammer) verlegt . 1

Rechtsanwalt Ebertsheim j
Fernsprecher 170 f

mini:-. .. :nnu-m»iitHnmmitiimwfnnuninmMMiiwmnintwmtwnitin<minuiwtm ««wtff
82000 Mk aus Grundstücks-
Verkauf , auch geteilt, nur an
ehrliche Zinszahler 6— 7 %
zu vergeben Off . unt . A . 5.
10142 an d . Ala , Haasenstein
& Vogler, Karlsruhe.

K .206 . Bruchsal. In dem
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma BSser
& Maier, Zigarrenfabrik in
Bruchsal, ist Termin zur
Prüfung der nachträglich
angemeldeten Forderung
bestimmt auf :
DanuerStag , 11 . April 1S27,

vormittags 9 Uhr ,
vor daS Amtsgericht Bruch¬
sal. 2. Stock, Zimmer Nr . 16.

Bruchsal. 26 . März 1927.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgericht.

VStttrechtsregist«.
Lahr . K .208

Güterrechtsregister Lahr
Bd . ll S . .60. Georg ErnstV,
Landwirt in HugSweier,
und dessen Ehefrau Karo-
lina,geb.Rempp. Ehevertrag
vom 26. 2. 27. Gütertren¬
nung .

Lahr , 25 . 3 . 1927 .
Amtsgericht .

Badische Lichtspiele
KONZERTHAUS

Nur einige Tage Freitag bis Montag

Ben Hur
Vorfahrungsdauer über 2 1/* Stunden — Unter Mit¬
wirkung der Polizeikapelle — Persönliche Leitung
Herr Obermusikmeister HEjSIQ
Freitag , I . April Samstag , 2 . April Sonntag , 3 . April
5 und 8.15 Uhr 4 und 8 Uhr 11U . vorm . ,3U . nach» .

Kartenvorverkauf: Musikhaus Fritz Müller , Kaiser-
straBe, und Geschäftsstelle Beiertheimer Allee 10 von
9 —12 und 9 - - 5 Ubr — Preise ohne Aufschlag —
ErmäBigungen wie üblich — Es wird gebeten, die
Karten möglichst rechtzeitig im Vorverkauf zu ent¬
nehmen , damit ein Andrang an der Konzerthaus-Kasse
vermieden wird

MM LandestkMtöl
Freitag . 1. April 1927

* F 21
(Freitagmiete )

TÄNZE
Leitung : Edith Bielefeld

Musikalische Leitung :
Alfons Rischner

Anfang 8 Ende 10
I . Sperrsitz 7 M-

Sa . 2 . April Thomas Paine
So . 3 . April, nachm. Taifun,
abends Zar n . Zimmerman ».

Konzerthaus : Stöpsel.

I Das Problem der
deutschen

| Minderheiten und
I der Völkerfreiheit

in

| Nation und
I Nationalität
| Erster Ergänzungs -
| band zum Jahrbuch

für Soziologie

Herausgegeben von
Prof . Dr . G . Salomon

Gr . 8. VH ! , 224 Seiten

Broschiert RM . 8 .—
Ganzleinen RM . 10.—

Inhalt :
Vorwort ; F . Hertz -Wien, Ws -
seo und Werden der Nation ;
S . R . Steinmetz - Amsterdam ;
Die Nationalität und ihr Wille ;
G . Roffenstein -Wien ; Zur So¬
ziologie des Nationalismus und
der nationalen Parteien ; M . H .
Böhm-Berlin ; Die National !-
tötentrage ; E . von KÄnndn-
Budapest ; Zar Psychologie des

Internationalismus .

Prospekt kostenfrei

I Verlag G. Braun
in Karlsruhe
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mtitit
1. Print-

Duikuiftel
« Mannheim

0 . 6. 6 g
Planke* «

MMumUU 5530S
. Maler & Co., G . m .b. H.

IfeV
Ludwig ^

Schweisgat
Karlsruhe / . 0 .

Brbprtnzentiraße 4
beim RondellplaH

Flügel
Pianinos 759

Harmoniums
Nur beste Fabrikate
Sehr mäßige Preise

Umtauschalter Klariere

Di« 0roBe

Dauer-
.
befindet sich

naoh wie war

Markgräflichen Palais
am Romlell |»lata

Ca.

1
. mm

Eintritt frei !

COLOSSEUM
Nur noch bis 1 . April täglich

Celly de Rheidt
mit ihrem Sport -

und Kultur -Ballett

Beim öffentlichen Arbeitsnachweis Villingen -Baden .
umfassend die Amtsbezirke Villingen und Donau -
eschingen mit 90 (XX) Einwohnern ist alsbald die neu¬
geschaffene Stelle eines

SerufsbetaletsM LchWtmmwm
der auch die Vertretung des Geschäftsführers zu über¬
nehmen hat, zu besetzen. G -258

Verlangt werden gute Allgemeinbildung, Kenntnisse
auf dem Gebiete der Volkswirtschaft, des ArbeitSrechtS,
der Sozialversicherung, sowie Erfahrung auf dem Gebiete
der Berufsberatung , Berufs - und Jugendkunde , vor
allem aber eine gute, verwaltungsmäßige Vorbildung .

Anstellung erfolgt auf Privatdienstvertrag nachGruppe
VII der Reichsbesoldungsordnung .

Bewerbungen mit Lebenslauf , Zeugnisabschriften bis
Sv . April 1887 sind erbeten an das

Arbettseml Dtlltngen -Bape « .
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